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Parkhäuser sind
teurer geworden

Mannheim. (oka) In einigen Mannheimer
Parkhäusern wurden die Preise erhöht.
Umfangreiche Renovierungsmaßnahmen
sind laut Markus Olschewski, dem kauf-
männischen Leiter der Mannheimer
Parkhausbetriebe, der Grund dafür. So
kosten das Parkhaus N1/N2 am Para-
deplatz und die Tiefgarage „Kunsthalle“
am Wasserturm nun 50 Cent mehr pro
Stunde. In anderen Parkhäusern sind es
lediglich 20 Cent. In Mannheim setze man
auf differenzierte statt auf pauschale Er-
höhungen, so Olschewski. Die Preise sei-
en lange stabil gewesen. Die Gebühren
wurden generell neu gestaffelt und ent-
halten auch Preisminderungen für Lang-
zeitparker. So liegt der Tagessatz in der
Tiefgarage „Kunsthalle“ jetzt bei 12 und
nicht mehr bei 15 Euro.

Mit der „Königin“
auf Sommertour

Heidelberg/Neckarsteinach. (tt) 350 RNZ-
Leser fuhren bei der Sommertour am
Dienstag mit dem Flaggschiff der Weißen
Flotte, der „Königin Silvia“, von Heidel-
berg nach Neckarsteinach (Foto: tt). Die
Abonnenten waren vom Schiff begeistert.
Insgesamt hatten sich fast 1500 Abon-
nenten für die Tour beworben. > Heidelberg

Falsche Polizisten
stahlen Kunstschätze

Heidelberg. (RNZ) Die 71-jährige Kunst-
historikerin, die um Kunstschätze im Wert
von mehreren Hunderttausend Euro be-
trogen wurde, erfuhr gestern vor dem Hei-
delberger Landgericht keine Genugtuung.
Der Angeklagte musste aus Mangel an Be-
weisen freigesprochen werden. Im Juni
2017 hatte nachts ein vermeintlicher Poli-
zist bei der älteren Dame angerufen und
behauptet, Einbrecher hätten es auf ihre
Kunst abgesehen – weshalb sie diese der
Polizei übergeben solle. Nach mehreren
Anrufen ließ sich die Frau darauf ein. Da
ihre Beschreibung des Mannes, der die
Kunstabgeholthatte,aberüberhauptnicht
auf den Angeklagten passte, musste er
freigesprochen werden – und das, obwohl
dieser bereits wegen eines vergleichbaren
Falles im Gefängnis sitzt. > Heidelberg

AUS DER REGION
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Maas plant neue US-Strategie
Eigenes Zahlungssystem für Europa – Merkel äußert sich zurückhaltend – Juristischer Druck auf Trump steigt

Von Daniel Bräuer und Tobias Schmidt

Heidelberg/Berlin/Washington. Außen-
minister Heiko Maas (SPD) will der
AußenpolitikvonDonaldTrumpeineneue
deutsche USA-Strategie entgegensetzen.
„Es ist höchste Zeit, unsere Partner-
schaft neu zu vermessen“, schrieb Maas
in einem Beitrag für das „Handelsblatt“.
Veränderungen in der US-Politik hätten
schon vor Trump begonnen und würden
seine Amtszeit „absehbar überdauern“, so
Maas. Es sei keine Option, „diese Präsi-
dentschaft einfach auszusitzen“.

Konkret fordert Maas, von den USA
unabhängige europäische Zahlungssys-
teme und einen eigenen Währungsfonds
für Finanzhilfen zu schaffen. Zudem for-

dert er eine Digitalsteuer auf die Ge-
winne amerikanischer Internetkonzerne.

Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) betonte, Maas’ Vorstoß sei kein in
der Regierung abgestimmtes Konzept.

Auch der Heidelberger Amerika-Ex-
perte Martin Thunert machte Zweifel
geltend. „Überlegungen für ein europäi-
sches Zahlungssystem gibt es seit zwan-
zig Jahren“, sagte er im Gespräch mit der
RNZ. Als Mittel gegen US-Sanktionen für
deutsche Unternehmen im Streit um Ge-
schäfte mit dem Iran komme es zu spät,
so der Politologe vom Heidelberg Center
for American Studies. Der Weg zu einer
„balancierten Partnerschaft“, wie Maas
sie fordert, sei weit. Gegen höhere Mili-
tärausgaben gebe es in Maas’ eigener Par-

tei Widerstände, betonte Thunert. „Die
Vorstellung, die Europäer könnten schon
bald sicherheitspolitisch unabhängig von
den USA werden, ist ein wenig naiv.“

Unterdessen bringen die Prozesse
gegen zwei ehemalige Vertraute Trumps
auch den Präsidenten in Schwierigkei-
ten. Trumps langjähriger Anwalt Mi-
chael Cohen bekannte sich in New York
in mehreren Anklagepunkten schuldig
und belastete dabei seinen Ex-Mandan-
ten: Trump habe ihn im Wahlkampf 2016
zu illegalen Schweigegeldzahlungen an-
gestiftet, so Cohen. Dabei geht es um Zah-
lungen an mutmaßliche Geliebte Trumps.
Das Geld soll gezahlt worden sein, um
Schaden vom damaligen Präsident-
schaftskandidaten abzuhalten. Es wäre

damit ein Wahlkampfbeitrag, der stren-
gen gesetzlichen Vorschriften unterliegt.

Parallel zu Cohens Anhörung in New
York befand eine Jury in Alexandria bei
Washington Trumps früheren Wahl-
kampfmanager Paul Manafort unter an-
derem wegen Steuerhinterziehung und
Bankbetrugs für schuldig. Sowohl Ma-
nafort als auch Cohen müssen mit mehr-
jährigen Haftstrafen rechnen. Das Ver-
fahren gegen Manafort war das erste, das
sich im Zuge der Untersuchung von Son-
derermittler Robert Mueller ergeben hat.
Trump hat diese bislang stets als „Hexen-
jagd“ abgetan. Er betonte am Mittwoch,
Manafort sei „so ein tapferer Mann“. Da-
gegen warf er Cohen vor, er sei vor der
Justiz „eingeknickt“. > S. 2 / Politik S. 16

BGH klärt Rechte
bei Renovierung

Karlsruhe. (dpa) Ein Mieter kann beim
Auszug aus einer unrenoviert übernom-
menen Wohnung auch dann nicht zu
Schönheitsreparaturen verpflichtet wer-
den, wenn er seinem Vormieter Reno-
vierungsarbeiten zugesagt hat. Das ent-
schied der Bundesgerichtshof (BGH) in
Karlsruhe (Az. VIII ZR 277/16).

Das Gericht stärkte damit auch für
einen solchen Sonderfall die Rechte von
Mietern im Streit um Schönheitsrepa-
raturen. Nach einem Grundsatzurteil von
2015 darf der Vermieter den Mieter nicht
ohne Ausgleich zu Schönheitsreparatu-
ren verpflichten, wenn dieser eine unre-
novierte Wohnung bezogen hat.
> Wirtschaft S. 19

Facebook löscht
Propaganda-Accounts
Menlo Park. (dpa) Facebook hat einen
neuen Versuch aufgedeckt, Propaganda
mit Hilfe von Hunderten gefälschten Pro-
filen zu verbreiten. Das Netzwerk lösch-
te 652 Accounts, Seiten und Gruppen, die
aus dem Iran und mutmaßlich vom Um-
feld des russischen Militärgeheimdiensts
betrieben worden seien. Es habe sich um
koordinierte Aktionen mit verknüpften
Accounts gehandelt, sagte Facebook-
Chef Mark Zuckerberg in der Nacht zum
Mittwoch. Hunderttausende Nutzer hät-
ten dabei mindestens einen der gefälsch-
ten Accounts abonniert. Auch Twitter
sperrte 284 Konten, die für eine „koor-
dinierte Manipulation“ eingesetzt wor-
den seien. > Politik S. 16

Diesel-Fahrverbote:
80 Euro bei Verstoß

Stuttgart. (mus) Bei Verstößen gegen die
ab Januar 2019 greifenden Fahrverbote in
der Stuttgarter Umweltzone für Diesel-
fahrzeuge der Euronorm 4 und schlechter
werden 80 Euro Bußgeld fällig. „Die Kon-
trollenwerdenstichprobenartigdurchdie
Polizei und das Ordnungsamt Stuttgart
im fließenden und ruhenden Verkehr er-
folgen“, kündigte Baden-Württembergs
Verkehrsminister Winfried Hermann
(Grüne) im RNZ-Interview an. „Wer sich
nicht an das Verbot hält, muss 80 Euro
zahlen.“ Hermann kritisierte, dass der
Bund es ablehnt, eine Blaue Plakette ein-
zuführen. Das Land plane darum seiner-
seits die Schaffung eines „sichtbaren Zei-
chens“. > SüdwestS.18

Diese Ernte
fällt mager aus

Eine Milliarde Euro wollten die Bauern,
um die Dürreschäden auszugleichen. Der

Bund spendiert gerade einmal ein Drittel –
dabei benötigen alleine die Landwirte im

Südwesten 50 Millionen Euro.
Tagesthema: Hintergrund S. 2 /

Aus aller Welt S. 13 / Südwest S. 18

HEUTE

Clueso fährt gerne Bahn
Der Lieder-
macher Clueso
alias Thomas
Hübner hat
keinen Füh-
rerschein. Er
reist gerne mit
der Bahn und
leichtem
Handgepäck
– auch mu-
sikalisch.

Über diese besonderen
Songs spricht er im RNZett-Inter-
view. Weiteres Thema: Radeln mit Na-
turerlebnis in der Rheinebene.>RNZett

Löwen gewinnen Supercup
Die Rhein-Neckar Löwen haben den
ersten Titel der neuen Handball-Sai-
son gewonnen. Im Spiel um den
Supercup setzte sich der Pokalsieger
gestern Abend mit 33:26 (18:16) gegen
den Meister SG Flensburg-Handewitt
durch. > Sport S. 22

Debütfilm eröffnete Insel-Festival
Kerstin Poltes „Wer hat eigentlich die
Liebe erfunden?“ eröffnete das Festival
des deutschen Films in Ludwigshafen.
Es ist der erste Spielfilm der Regisseu-
rin, die früher auch am Heidelberger
Theater arbeitete. > Feuilleton S. 11

Zwei Fäuste für ein Halleluja
Der Schauspieler Terence Hill erin-
nert sich im Interview an seine deut-
schen Wurzeln und seinen verstorbe-
nen Film-Partner Bud Spencer, dem
er seinen neuen Film gewidmet hat.
> Feuilleton S.11

Heftiges Beben in Venezuela
Ein schweres Erdbeben der Stärke 7,3
hat Venezuela erschüttert. In der Be-
völkerung brach Panik aus, Berichte
über Verletzte oder Todesopfer lagen
aber nicht vor. > Aus aller Welt S. 13

Abkürzungen beim Blutbild
Nach einer Blutuntersuchung und dem
Arztgespräch wollen viele Patienten
den Laborbericht zu Hause noch ein-
mal in Ruhe lesen. Ein Überblick über
die wichtigsten Werte. > Service S. 15

LOTTOZAHLEN

Gewinnzahlen 6, 7, 15, 16, 26, 32
Superzahl: 0
Spiel 77: 9 4 9 0 4 0 2
Super 6: 9 3 4 9 2 0

(Ohne Gewähr)

RNZ.DE

Wie Sie unseren Morgen-Newsletter
und Eilmeldungen per WhatsApp auf
Ihr Smartphone gesendet bekommen,
lesen Sie unter www.rnz.de/newsletter

FINANZMARKT

Dax: 12.387,17 Punkte (+0,02 %)
Gewinner: Deutsche Börse (+3,26 %)
Verlierer: Continental (-13,65 %)
Euro: 1,1616 (1,1502)
Dollar: 0,8609 (0,8694)

GEBURTSTAGE

Geburtstage: Vicky Leandros (66, griech.
Sängerin „Ich liebe das Leben“), Kobe
Bryant (40, ehemaliger US-amerik. Bas-
ketballspieler)
Welttag: Tag zur Erinnerung an den Skla-
venhandel und seine Abschaffung

WETTER

Wechselhaft, später Schauer
und Gewitter. > S. 14

+ 34 / 15

DIE ECKE

Wie der Herr
Das Originalzitat: Wie der Herr, so
auch der Sklave, hat uns der römische
Dichter Petronius hinterlassen. Dank
dafür. Denn unsere Version: Wie der
Herr, so’s G’scherr, trifft die Sache
nicht ganz. G’scherr meinte zwar mal
das Geschirr, in das Sklaven und Tie-
re eingespannt waren. Heute steht es
aber mehr für untaugliches Werk-
zeug:DonaldTrumphatsichzwarauch
mit dem verbalen Vorschlaghammer,
aber eben vor allem mit Hilfe russi-
scher Hacker, superreicher Sponsoren
und krimineller Lakaien wie Paul Ma-
nafort und Anwalt Cohen an die Macht
gelogen. Das wird immer klarer. Lei-
der hängt man immer nur die Klei-
nen. Amerika braucht deshalb einen
Golfplatz im Funkloch mit hoher
Mauer, hinter der die Ära Trump end-
lich wieder verschwinden kann.

SPD: Wohnheimbau
stärker fördern

Heidelberg/Stuttgart. (sös) Die Südwest-
SPD fordert mehr Engagement gegen den
Wohnungsmangel in Unistädten. „Die
grün-schwarze Landesregierung muss die
Studierendenwerke bei der Schaffung von
günstigem Wohnraum besser unterstüt-
zen“, sagte SPD-Hochschulpolitikerin
Gabi Rolland der RNZ. Vor allem bedürfe
es einer „merklichen Erhöhung der Bau-
kostenzuschüsse“.DeraktuelleBetragvon
8000 Euro pro Bettplatz sei 2009 festgelegt
worden. Er passe nicht mehr zu den realen
Baukosten. Das Wissenschaftsministe-
rium hingegen sieht die Baukostenförde-
rung als „nicht ausschlaggebend“ an.
Problematischer sei der Mangel an geeig-
neten Baugrundstücken. > SüdwestS.18
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„Ein sehr schlechter Tag für Trump“
Heidelberger Amerika-Experte Thunert über die juristischen Probleme des US-Präsidenten – Zweifel an der neuen Berliner US-Strategie

Von Tobias Schmidt, RNZ Berlin

Heidelberg/Berlin. Der Politologe Mar-
tin Thunert ist Dozent am Heidelberg
Center for American Studies.

> Herr Thunert, der langjährige Anwalt
von Donald Trump wirft dem US-Prä-
sidenten vor, Schweigegeld an Frauen
bezahlt zu haben. Wie stark bringt das
Trump in Bedrängnis?

Das war ein sehr schlechter Tag für Do-
nald Trump. Die Aussagen von Michael
Cohen sind juristischer und politischer
Sprengstoff. Cohen sagt, Trump habe die
Schweigegeldzahlungen veranlasst. Das
wäre ein Verstoß gegen das US-Wahl-
kampffinanzierungsgesetz. Denn dahin-
ter steckte der Versuch, seine Affären aus
dem Wahlkampf herauszuhalten.

> Könnten die Vorwürfe Trump am Ende
gar das Amt kosten?

Für Trump besteht jetzt das veritable Ri-
siko, dass die Demokraten im Januar oder
Februar ein Amtsenthebungsverfahren
auf den Weg bringen. Wenn sie bei den
Zwischenwahlen im Herbst die Mehrheit
im Repräsentantenhaus zurückerobern,
was durchaus möglich ist, werden sie sich
diese Chance kaum entgehen lassen. Das
wäre für Trump natürlich eine immense
Bürde bei Versuch, für eine zweite Amts-
zeit gewählt zu werden. Er würde schwer
angeschlagen in den Wahlkampf 2020 ge-
hen. Er versucht deswegen alles, damit
seine Republikaner die Zwischenwahlen
am 6. November gewinnen, weil er weiß,
dass es sonst verdammt eng wird für ihn.
Dass es zur Amtsenthebung kommt, glau-

be ich nicht. Zur Ver-
urteilung im Senat mit
einer Zweidrittelmehr-
heit bräuchten die De-
mokraten auch die
Stimmen etlicher Re-
publikaner. Die gäbe es
wohl nur, wenn Trump
wegen seiner mutmaß-
lichen Russland-Con-
nection Hochverrat
vorgeworfen werden
würde. Eine normale

strafrechtliche Anklage gegen einen am-
tierenden Präsidenten ist praktisch un-
möglich. Aber danach schon.

> Bringt ihn auch die Verurteilung seines
Wahlkampfmanagers Paul Manafort in
Bedrängnis?

Durch das Urteil des Geschworenenge-
richts aus „normalen“ Bürgerinnen und
Bürgern wird Sonderermittler Robert

Mueller, der wegen mutmaßlicher Ab-
sprachen mit Russland ermittelt, politisch
erheblich gestärkt. Trump kann nun kaum
weiter behaupten, Mueller betreibe eine
Hexenjagd auf Trumps frühere Mitarbei-
ter. Trump kann es sich jetzt nicht mehr
leisten, Mueller zu entlassen, ohne viele
Republikaner gegen sich aufzubringen.

> Außenminister Heiko Maas skizziert
eine neue US-Strategie der Bundesre-
gierung. Er hielte es für einen Fehler,
Trump „auszusitzen“…

Es wird sich nicht alles zurückdrehen las-
sen, wenn Trump einmal nicht mehr Prä-
sident ist. Maas’ Vorstoß wirft aber viele
Fragen auf. Beim Versuch, Deutschland
aufzurüsten und den europäischen Nato-
Pfeiler zu stärken, stößt er ja schon auf
massiven Widerstand in der eigenen Par-
tei. Der deutsche Wehretat bleibt weit von
den zwei Prozent entfernt. Nicht nur die

SPD, auch andere Kräfte links der Mitte
ziehen ja nicht mit. Die Vorstellung, die
Europäer könnten schon bald sicher-
heitspolitisch unabhängig von den USA
werden, ist ein wenig naiv.

> Hat Maas denn Rückhalt in Europa?
Nicht bei allen Mitgliedstaaten der EU.
Im Gegenteil. Italien und Tschechien sind
sehr russlandfreundlich, die Briten tre-
ten aus. Europa ist tief gespalten. Dazu
hat übrigens die Pipeline Nord Stream II
erheblich beigetragen. Natürlich brau-
chen wir mit den USA eine „balancierte
Partnerschaft“, wie es Maas fordert. Aber
der Weg dorthin ist weit.

> Zu Maas’ Vorschlägen gehört, ein un-
abhängiges Zahlungssystem für Euro-
pa aufzubauen, etwa um Sanktionen
gegen Unternehmen zu verhindern, die
mit dem Iran handeln …

Auch das hört sich gut an, dauert aber mit
der Umsetzung im Falle Iran wahrschein-
lich zu lange. Wir sehen, dass sich deut-
sche Unternehmen schon jetzt aus dem
Iran zurückziehen. Überlegungen für ein
europäisches Zahlungssystem gibt es seit
zwanzig Jahren.

> EineechteKurskorrekturkönnenSie in
Maas’ Konzept also nicht erkennen?

Die entscheidende Frage aus Sicht der
Amerikaner ist: Wie halten es die Euro-
päer mit Blick auf China und den indo-
asiatischen Raum? Werden sie hier an der
Seite der USA stehen, wenn es zu Kon-
flikten über reine Handelsdifferenzen
hinaus kommt? Hierzu gibt es von Heiko
Maas kein Wort. Eine Strategie gegen-
über Asien ist aber eine Grundvoraus-
setzung, um das transatlantische Ver-
hältnis dauerhaft auf eine neue Grund-
lage zu stellen.

Dieser Demonstrant in Alexandria teilt offenbar die Ansicht des Gerichts zu Paul Manafort: „Schuldig“ steht auf seinem Plakat. Foto: AFP

Martin Thunert.
Foto: privat

Maas sucht
die Balance

Im Verhältnis zu den USA

Von Michael Fischer
und Carsten Hoffmann

Berlin. Wie soll man mit der erratischen
Außenpolitik eines Donald Trump um-
gehen? Ertragen und abwarten oder da-
gegenhalten? Außenminister Maas ent-
scheidet sich für eine Mischung aus bei-
dem – allerdings im Alleingang. „Das war
kein abgestimmter Artikel, sondern das
ist seine Meinungsäußerung“, sagt Bun-
deskanzlerin Angela Merkel über die neue
Linie, die Maas per Zeitungsbeitrag er-
klärt hat. Es sei aber „von der Grund-
struktur her ein wichtiger Beitrag“, so
Merkel, weil auch er zum Ausdruck brin-
ge, dass Europa sein Schicksal selbst in
die Hand nehmen müsse, wie sie selbst es
früher schon ausgedrückt habe.

Maas will vor allem Unternehmen vor
US-Sanktionen schützen, die sich aus Ge-
schäften mit dem Iran ergeben könnten.
Auch die US-Sanktionen gegen Russ-
land, den Streit über deutsche Handels-
überschüsse und US-Strafzölle auf Stahl
und Aluminium nimmt er zum Anlass, die
transatlantische Partnerschaft „neu zu
vermessen“, wie er schreibt. „Nicht um sie
hinter uns zu lassen, sondern um sie zu er-
neuern und zu bewahren.“

Merkel hatte bereits im vergangenen
Jahr gesagt, dass die USA kein ganz ver-
lässlicher Partner mehr seien. Dennoch
geht sie zu Maas’ Vorschlägen eher auf
Distanz: Vor allem im Sicherheitsbe-
reich sei die Zusammenarbeit mit den
USA „extrem nützlich und hilfreich“.
Auch bei gemeinsamen Zahlungssyste-
men sei eine „enge Partnerschaft“ nötig.
Und bei internationalen Abkommen,
müsse die Tür für die USA offen stehen.

Trump hat sich aus dem Weltklima-
vertrag verabschiedet, 2018 die G7-Gip-
felerklärung für hinfällig erklärt und der
Nato damit gedroht, sein eigenes Ding zu
machen, wenn die Europäer nicht genug
für Verteidigung ausgeben.

Auch Maas bekennt sich dazu, die Aus-
gaben zu erhöhen. „Diesen Weg hat die
Bundesregierung eingeschlagen“, sagt er.
„Die Kehrtwende bei den Verteidigungs-
ausgaben ist Realität.“ Ziel sei eine Euro-
päische Sicherheits- und Verteidigungs-
union.HöhereRüstungsausgabensindeine
der Hauptforderungen der USA an die
Nato-Partner. Das Bündnis hat sich dar-
auf verständigt, dass jedes Mitglied zwei
Prozent des Inlandsprodukts anpeilen soll.
Deutschland liegt bei rund 1,2 Prozent und
will 2024 1,5 Prozent erreichen. In der mit-
telfristigen Finanzplanung ist auch dieses
Ziel bisher aber nicht abgebildet.

Der Mann fürs Grobe wird
jetzt zum Problem

Ex-Anwalt will Schweigegeld auf Anweisung des Kandidaten gezahlt haben – Der keilt zurück

Von Maren Hennemuth, Helen Corbett
und Michael Donhauser

New York/Alexandria. Michael Cohen
trägt dunklen Anzug und goldene Kra-
watte, als er am Dienstagnachmittag im
Gerichtssaal sitzt und zuhört, wie der
Richter die Bedingungen einer einver-
nehmlichen Absprache mit dem Staats-
anwalt vorträgt. Der 51-Jährige, einst
Vertrauter, Anwalt und eine Art „Aus-
putzer“ von Donald Trump, bekennt sich
in acht Punkten schuldig. Neben Ver-
stößen gegen Gesetze zur Wahlkampffi-
nanzierung geht es um Steuerhinterzie-
hung und Bankbetrug.
„Schuldig, Euer Ehren“,
sagt Cohen immer wieder.

Von hart ermittelnden
Staatsanwälten in New York
in die Enge getrieben, gibt
Cohen unter anderem zu,
dass er Schweigegelder an
zweiFrauengezahlthat.Und
erwähnt nebenbei, dass er
dies im Herbst 2016 getan
hat, um Schaden vom Wahl-
kampf eines Kandidaten
abzuhalten, der damals für
ein Bundesamt kandidierte.
Und dass dieser Kandidat
eingeweiht und beteiligt ge-
wesen sei. Wer damit ge-
meint war, dürfte klar sein.

Empfängerinnen des
Schweigegeldes waren – das geht schon
aus den gezahlten Summen hervor – Por-
nostar Stormy Daniels und das frühere
Playmate Karen McDougal. Beide geben
an, Affären mit Trump gehabt zu haben.

Völlig offen ist, was Cohen noch alles
weiß – und im Zweifel bereit ist, preis-
zugeben. Vor Monaten rühmte sich Cohen
noch, er sei sogar bereit, eine Kugel ab-
zubekommen, wenn er Trump damit
schützen könne. Nun sagt er, seine Lo-
yalität gelte seiner Familie und seinem
Land – und belastet Donald Trump, der

ein Jahrzehnt lang sein Chef war. Co-
hens Anwalt nennt das eine „Evolution
bei der Loyalität“. Das Trump-Lager
arbeitete am Mittwoch hart daran, Cohen
als Lügner darzustellen. Cohen habe
„Geschichten erfunden“, um mit der
Staatsanwaltschaft eine strafmindernde
Vereinbarung auszuhandeln, so Trump.

Am Ende der Anhörung muss Cohen
seinen Reisepass abgeben. Er zahlt
500 000 US-Dollar Kaution, das Urteil
soll im Dezember folgen.

Dass praktisch zeitgleich Trumps frü-
herer Wahlkampfmanager in acht An-
klagepunkten wegen Bank- und Steuer-

betrugs schuldig gesprochen wird und
womöglich für den Rest seines Lebens ins
Gefängnis muss, verkommt an diesem
denkwürdigen Dienstag in den USA fast
zur Randnotiz. Die summierte Höchst-
strafe beträgt 80 Jahre Gefängnis. Ma-
nafort wurde unter anderem vorgewor-
fen, den Finanzbehörden Einkünfte in
Millionenhöhe verschwiegen zu haben,
die er als Berater in der Ukraine erzielt
hatte. Außerdem soll er Banken belogen
haben, um Kredite in Höhe von 20 Mil-
lionen US-Dollar zu bekommen.

Die Demokraten nehmen den Ball
dankbar auf. Es müsse jetzt darum ge-
hen, Sonderermittler Robert Mueller
weiter arbeiten zu lassen und ihn davor
zu schützen, von Trump entlassen zu wer-
den, sagt die Senatorin Elizabeth War-
ren. Über ein Amtsenthebungsverfahren
will sie noch nicht reden. Doch dass die
Opposition jede Möglichkeit zum Ver-
such eines „Impeachments“ ergreifen
wird, darüber sind sich Trumps Strate-
gen im Klaren. Sein ehemaliger Berater
Steven Bannon sagt: „Die Wahlen im No-
vember werden zu einem Referendum
über ein Amtsenthebungsverfahren.“

Trumps jetziger An-
walt Rudy Giuliani betont
nach der Anhörung, in den
Anklagen gegen Cohen
würden keinerlei Vorwür-
fegegenTrumperhoben.Es
sei Cohen, der über lange
Zeit gelogen habe, das sa-
ge auch die Staatsanwalt-
schaft.

Auch Manaforts Ver-
fahren hat nicht direkt et-
was mit dem Kern der Er-
mittlung des früheren FBI-
Direktors Mueller zu tun.
Er prüft, ob es bei den mut-
maßlich russischen Ein-
flussversuchen auf die
Präsidentschaftswahl 2016
geheime Absprachen mit

Trumps Wahlkampflager gab. Aber die
Vorwürfe gegen Manafort ergaben sich
aus Muellers Ermittlungen – auch im Fall
von Cohen bekamen die Ermittler den
Tipp von Muellers Team.

Bei einem Wahlkampfauftritt am
Abend erwähnt Trump weder Cohen noch
Manafort. Er versucht, bei seinen jubeln-
den Anhängern mit dem Versprechen
einer deregulierten Energiepolitik und
dem Zurückschrauben von Barack Oba-
mas Klimapolitik zu punkten. In West
Virginia gelingt das.

Die Weggefährten des Präsidenten stecken in Schwierigkeiten: Trumps Ex-An-
walt Michael Cohen (l.) und Wahlkampfmanager Paul Manafort (r.). Fotos: dpa

NACHRICHTEN

Trauerfeier für Kofi Annan
Mit einer Trauerfeier haben die Ver-
einten Nationen ihres vor wenigen Ta-
gen gestorbenen früheren Generalse-
kretärs Kofi Annan gedacht. „Er war
einer der besten von uns“, sagte UN-
Generalsekretär António Guterres am
Mittwoch im Hauptquartier der Or-
ganisation in New York. Zuvor hatte
er mit der UN-Botschafterin Ghanas,
Martha Pobee, einen Kranz nieder-
gelegt und sich in ein Kondolenzbuch
eingetragen. Annan war am Samstag
im Alter von 80 Jahren gestorben.

115 Migranten stürmen Ceuta
Bei einem neuen Massenansturm afri-
kanischer Migranten sind mindestens
115 Menschen von Marokko aus in die
spanische Nordafrika-Exklave Ceuta
gelangt. Am Mittwochmorgen sei es
ihnen gelungen, gewaltsam den sechs
Meter hohen doppelten Grenzzaun zu
überwinden, sagte ein Sprecher der
Regierungsvertretung in Ceuta. Sie-
ben Polizisten seien bei dem Versuch
verletzt worden, sie abzuwehren, einer
musste ins Krankenhaus.

Sonderbeauftragter für Venezuela?
Angesichts der drastischen Zahl von
Flüchtlingen aus Venezuela hat Ko-
lumbieneinenSonderbeauftragtender
Vereinten Nationen für die Flücht-
lingskrise gefordert. Die Nachbarlän-
der müssten gemeinsam Maßnahmen
ergreifen, um der Lage Herr zu wer-
den, sagte der kolumbianische Außen-
minister Carlos Holmes Trujillo am
Dienstag. Wegen der Krise in Vene-
zuela fliehen immer mehr Menschen
aus dem südamerikanischen Land.

Kinderarmut höher als angenommen
Etwa 4,4 Millionen Kinder in
Deutschland sind nach Schätzungen
des Deutschen Kinderschutzbundes
(DKSB) von Armut betroffen – rund
1,4 Millionen mehr als bisher ange-
nommen. Dies sei ein „Armutszeugnis
für ein reiches Land“, betonte der Ver-
band am Mittwoch. Er forderte die
Bundesregierung auf, entschlossener
gegen die Kinderarmut vorzugehen.

Online-Netzwerke
sperren Accounts
Facebook und Twitter witterten

Wahlkampfmanipulation

Menlo Park/Redmond. (dpa) Erst Micro-
soft, jetzt Facebook und Twitter. Wenige
Monate vor der nächsten großen Wahl-
runde in den USA gehen die Internet-Fir-
men gegen Hacker und Propaganda vor.
Neben Russland steht diesmal auch der
Iran am Pranger.

Facebook und Twitter löschten er-
neute hunderte Accounts, die für koor-
dinierte Manipulationen der öffentlichen
Meinung gedacht gewesen seien. Sie wol-
len mit aller Macht eine Wiederholung der
„Fake-News“-Welle aus dem Präsident-
schaftswahlkampf 2016 verhindern.
Facebook löschte 652 Accounts, Seiten
und Gruppen, die aus dem Iran betrie-
ben worden seien, sowie mutmaßlich vom
Umfeld des russischen Militärgeheim-
diensts. Es habe sich um koordinierte Ak-
tionen mit verknüpften Accounts gehan-
delt, sagte Firmenchef Mark Zuckerberg
in der Nacht zum Mittwoch.

Die Verbindungen der iranischen
Profile zu staatlichen Medien des Landes
hätten zum Teil über öffentlich zugäng-
liche Registrierungsinformationen nach-
gewiesen werden können. Auch Twitter
erhob Vorwürfe und sperrte 284 Ac-
counts, die offenbar Manipulationen ko-
ordinierten. Die Aktivität russischer Ha-
cker ist in den USA ein brisantes Thema.
Größte Aufmerksamkeit haben die
Untersuchungen des Sonderermittlers
Robert Mueller zur Einmischung Russ-
landsindiePräsidentenwahl2016,dievon
Trump als „Hexenjagd“ abgetan wer-
den. Die russische Regierung weist die
Vorwürfe stets von sich.

Das aktuelle Vorgehen gegen Hacker
sei das Ergebnis von vier getrennten
Untersuchungen gewesen. Facebook ha-
be die Aktivitäten zum Teil monatelang
beobachtet, um das Ausmaß der Struk-
turen aus verknüpften falschen Accounts
zu erkennen. „Denn wenn wir sie zu früh
entfernen, ist es schwieriger, ihre Vor-
gehensweise und die Größe der Netz-
werke zu begreifen“, sagte Zuckerberg.


